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Aufgrund aktueller Rechtsprechung
(BSGE - Az: B 13 R 64/06 R) haben 
Mitglieder berufsständischer Ver-
sorgungswerke und damit auch die 
der Nordrheinischen Ärzteversorgung 
unter Umständen einen Anspruch auf 
Anerkennung von Kindererziehungs-
zeiten bei der gesetzlichen Renten-
versicherung. 

von Steffen Breuer

Versorgungswerksmitglieder, die Kin -
der erziehen bzw. in der Vergangen-
heit erzogen haben, können einen

Antrag auf Vormerkung von Kindererzie-
hungszeiten bei der Deutschen Renten-
versicherung Bund stellen. Ob aufgrund
der Vormerkung später Leistungen flie-
ßen, ist letztlich von der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund zu entscheiden. 

Anerkannt werden können 12 Monate
pro Kind für Geburten vor dem 1.1.1992;
für Geburten nach dem genannten Stich-
tag beträgt die Anerkennungszeit 36 Mo-
nate pro Kind. Dies ist insbesondere unter
Berücksichtigung der bei der Deutschen
Rentenversicherung bestehenden Warte-
zeit von 60 Monaten zu beachten. Wer al-
so „nur“ ein Kind nach dem 1.1.1992 ge-
boren hat, erwirbt hierdurch − sofern
nicht aufgrund anderer Sachverhalte zu-
sätzliche Versicherungszeiten bei der
Deutschen Rentenversicherung Bund be-
stehen − noch keine Rentenanwartschaft,
da noch 24 Monate zum Erreichen der
Wartezeit fehlen. 

nunmehr die von den Versorgungswerken
vertretene Position höchstrichterlich be-
stätigt.

Das Gericht hat die gesetzliche Renten-
versicherung verpflichtet, Kindererzie-
hungszeiten innerhalb dieses Systems
auch für berufsständisch versorgte Mit-
glieder anzuerkennen. Der 13. Senat führt
hierzu aus:

„Auf dieser Grundlage ist wiederum
nachvollziehbar, dass sich die Versor-
gungswerke bisher nicht insgesamt dazu
entschlossen haben, eine der gesetzlichen
Rentenversicherung vergleichbare Rege-
lung über die Berücksichtigung von Kin-
dererziehungszeiten zu schaffen. Dies
würde nach der gegenwärtigen Rechtsla-
ge einen Solidarbeitrag ihrer eigenen Mit-
glieder voraussetzen, obwohl diese durch
ihre Steuern bereits zur Finanzierung der
Kindererziehungszeiten der gesetzlichen
Rentenversicherung beitragen. Steht je-
doch den berufsständischen Versor-
gungswerken nicht in entsprechender
Weise wie der gesetzlichen Rentenversi-
cherung ein Ausgleich aus Bundesmitteln
für die Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten zu, so folgt auch hieraus die
Pflicht … dass jedenfalls der der Klägerin
entsprechende Personenkreis für die
Kindererziehungszeiten weiterhin in der
 gesetzlichen Rentenversicherung abge -
sichert ist.“

Steffen Breuer ist Direktor der Abteilung 
Versicherungsbetrieb der Nordrheinischen
Ärzteversorgung.

Die Anerkennung der Kindererzie-
hungszeiten bei der Deutschen Renten-
versicherung Bund bedeutet nicht, dass
dort für den betreffenden Zeitraum eine
Pflichtmitgliedschaft begründet wird. Die
ausgesprochene Befreiung von der gesetz-
lichen Rentenversicherung bleibt weiter-
hin bestehen.

Hintergrund

Die berufsständischen Versorgungs-
werke erbringen ihre Leistungen aus-
schließlich aus eigenen Beitragsmitteln
und erhalten keinerlei staatliche Zuschüs-
se. Die Berücksichtigung von Kinderer -
ziehungszeiten bei der Nordrheinischen
Ärzteversorgung findet dergestalt statt,
dass sich die − ggf. durch Kindererzie-
hungszeiten − verringerten Beitragszah-
lungen ans Versorgungswerk nicht lei-
stungsmindernd auswirken, sondern bei
der Berechnung der für die Leistungshöhe
mitbestimmenden, so genannten „durch-
schnittlichen Steigerungszahl“ außer Acht
bleiben. 

Die umlagefinanzierte gesetzliche
Ren tenversicherung erhält für jedes in
Deutschland geborene Kind aus Steuer-
mitteln einen Bundeszuschuss. Dadurch
ist es der gesetzlichen Rentenversiche-
rung möglich, die Zeiten der Kinderer-
ziehung fiktiv mit Beiträgen zu belegen.
Die berufsständischen Versorgungswer-
ke erhalten keinen solchen Zuschuss
und sind daher nicht ohne weiteres in
der Lage, ohne Beitragsgegenfinanzie-
rung Kindererziehungszeiten so wie die
gesetzliche Rentenversicherung zu ge-
währen. 

Die Mitglieder berufsständischer Ver-
sorgungswerke trugen demnach bisher
durch ihre Steuerzahlungen zu dem Zu-
schuss an die gesetzliche Rentenversiche-
rung bei, ohne ihrerseits in den Genuss
von Kindererziehungszeiten zu kommen.
Dies wurde von der Dachorganisation der
berufsständischen Versorgungswerke seit
Jahren moniert. Durch das Urteil des 
13. Senates des Bundessozialgerichts und
das im Ergebnis gleichlautende Urteil des
4. Senates (BSGE - Az: B 4 RA 6/05 R) wird

Anerkennung von Kindererziehungszeiten
bei der Deutschen Rentenversicherung

Der Antrag 

auf Anerkennung bzw. Vormerkung von 
Kindererziehungszeiten kann mittels des 
Formulars V800 (als Download verfügbar
auf der Internetseite der Deutschen 
Rentenversicherung www.deutsche-
rentenversicherung-bund.de) bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund, 
Postfach, 10704 Berlin, gestellt werden. 
Es empfiehlt sich, neben dem Formular 
beglaubigte Geburtsurkunden der 
betreffenden Kinder mit einzureichen.

Weitere Informationen

Für weitere Fragen und Hintergrund-
informationen steht die 

Arbeitsgemeinschaft Berufsständischer 
Versorgungswerke e. V. (ABV), 
Marienburger Straße 2, 
50968 Köln, 

zur Verfügung.




